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NOVELLIERUNGSBEDARF BEIM  
MUSIKSCHULGESETZ DES LANDES BRANDEBURG   
 
Rede zum TOP 5 der 67. Sitzung des Landtages Brandenburg am 28. Mai 2008 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der Musikschulen im Land Bran-
denburg (Brandenburgisches Musikschulgesetz - BbgMSchulG)  
Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE (Drucksache 4/6158) 

 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Brandenburg hat in der Tat 

ein Musikschulgesetz, um das uns andere Bundesländer beneiden. Ja, es war ein großer 

Erfolg, dass der Landtag im Jahre 2000 kurz vor Weihnachten ein Gesetz verabschiedete, 

das die Belange der Musikschulen in einem gesonderten Gesetz regelte. Hier sind wir noch 

immer beispielgebend für andere Bundesländer. Sie wissen auch, dass die damalige PDS-

Fraktion keinen geringen Anteil an diesem Erfolg hat.  

Aber es war natürlich damit zu rechnen, dass von Zeit zu Zeit Veränderungen im Gesetz 

notwendig sein werden, um sich einfach veränderten Bedingungen anzupassen. Es gab al-

lerdings von Anfang an auch einige Punkte, die nicht im Gesetz berücksichtigt werden 

konnten. Es passt nun einmal nicht alles in ein Gesetz. Es ist vielleicht auch nicht gut, alles 

gesetzlich regeln zu wollen. Aber zu einigen Punkten fanden sich auch nicht die erforderli-

chen Mehrheiten im Landtag. So kann das Gesetz nicht die Schließung von Musikschulen 

verhindern. Die festgelegten Qualitätsstandards sind noch nicht optimal definiert. Vor allem 

kann unter Berufung auf das geltende Musikschulgesetz nicht die Tendenz zum Abbau 

hauptamtlicher Stellen verhindert werden, sodass im Rahmen des Gesetzes die Qualität der 

Musikschulen auch sinken kann. Und das Gesetz bietet keinen Schutz gegen teilweise dras-

tische Erhöhung der Elternanteile und damit letztlich keinen effektiven Schutz gegenüber 

sozialer Ausgrenzung. Schließlich - auch das war ja ein Wunsch - ist die Unterhaltung von 

Musikschulen nicht als Pflichtaufgabe definiert.  

Es gab also schon vor acht Jahren ein paar Wünsche von Musikschulen, die keinen Ein-

gang in das Gesetz fanden. Trotzdem können die Erarbeitung dieses Gesetzes und die Ar-

beit mit dem Gesetz zu den Erfolgen des Landes Brandenburg gerechnet werden. Etwas 

Druck musste sein; die Volksinitiative zum Musikschulgesetz zeigte ja auch Wirkung. Es 

gab auch von CDU und SPD den bereits damals nicht besonders originellen Vorwurf, DIE 

LINKE würde die Musikschulen parteipolitisch instrumentalisieren. Ich meine, es war eher 

andersherum. Die Musikschulen wollten, dass die Landtagsabgeordneten ihre Sorgen und 

Wünsche ernst nehmen und sich an die Arbeit machen. Die Zugehörigkeit zu einer be-

stimmten Fraktion war ihnen dabei genau wie heute ziemlich egal. Aber Fraktionen und 

Regierung fanden sich schließlich doch bei der Arbeit an einem zu lösenden Problem wie-

der.  
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Wir haben heute 28 öffentliche, nichtkommerzielle Musikschulen im Land Brandenburg. 

Musikschulen sind öffentliche, also allgemein zugängliche Einrichtungen. Träger ist in der 

Regel eine Stadt, ein Kreis oder eine Gemeinde. Die Musikschule ist einem musikalischen 

Bildungsauftrag verpflichtet. Sie nimmt dabei bildungs-, kultur-, jugend- und sozialpolitische 

Aufgaben wahr. Das wird auch allgemein anerkannt. Eine Förderung durch das Land kann 

nur dann erfolgen, wenn sich Kommunen und Landkreise angemessen an den Kosten be-

teiligen. Auch das ist klar. Die Erhöhung der Elternanteile konnte allerdings nicht verhindert 

werden. 

Anzunehmen wäre nun, dass analog zum Rückgang der Schülerzahlen im Land Branden-

burg auch die Anzahl der Musikschülerinnen und Musikschüler abnimmt. Immerhin sank in 

den letzten acht Jahren die Zahl der Schülerinnen und Schüler an den allgemeinbildenden 

Schulen des Landes um 35 %, von rund 360 000 im Jahre 2000 auf knapp 234 000 im Jah-

re 2007.  

In dem gleichen Zeitraum stieg die Zahl der Musikschülerinnen und Musikschüler um 23 %, 

also von 25 000 im Jahre 2000 auf knapp 31 000 im Jahre 2007. Trotzdem wurde die Lan-

desförderung im Jahre 2003 um fast 22 % gekürzt, nämlich um immerhin 724 000 Euro. 

Der Anteil der fest angestellten Lehrkräfte ging von knapp 58 % im Jahre 2000 auf 45 % im 

Jahre 2007 zurück, und diese Tendenz setzt sich fort. Die Festangestellten wurden mehr 

und mehr durch Honorarkräfte ersetzt. Wir gehen aber davon aus, dass die Qualitätssiche-

rung, die Erfüllung des Bildungsauftrags der Musikschulen und eine hohe Identifikation mit 

dem gesellschaftlichen Auftrag in den Kommunen und Kreisen vor allem durch die fest an-

gestellten Lehrkräfte erreicht werden können. Bei Honorarkräften besteht die Gefahr, dass 

sie als Stundengeber nicht mehr die Belange der jeweiligen Musikschule als Ganzes vertre-

ten können. Das ist nicht ihre Schuld. Es gibt nach wie vor engagierte Honorarkräfte, die 

sich auch darum kümmern. Aber es werden in der Regel keine Leistungen über den Musik-

unterricht hinaus, also Wettbewerbe, Auftritte, Chorlager, Bildungsreisen usw., vergütet. 

Das ist eine eindeutige Benachteiligung der Honorarkräfte. Es besteht auch die Gefahr, dass 

Honorarkräfte als preiswerter Ersatz gegen Festangestellte ausgespielt werden könnten. 

Deshalb und weil dem Landesverband der Musikschulen die Qualität der musikalischen Bil-

dung von der Früherziehung über die Talenteförderung bis hin zur Studienvorbereitung am 

Herzen liegt, hat dieser Verband unter dem Vorsitz von Minister a. D. Enderlein immer wie-

der Vorschläge dafür erarbeitet, wie die Stellung der Honorarkräfte verbessert werden 

könnte. Dabei geht es vor allem um Folgendes:  

Honorarkräfte sollten eine Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle und in den Ferienzeiten er-

halten. Bisher ist das nicht der Fall. Sie sollten Urlaubsentgelt erhalten und Bildungsurlaub 

bekommen. Mutterschutzregelungen und Festlegung der Kündigungsfristen sollten auch 

für Honorarkräfte an Musikschulen gelten. Der Stundensatz, der, wenn man großzügig 

rechnet, gegenwärtig bei etwa 15 Euro liegt, muss unbedingt erhöht werden.  

Das sind die Forderungen und Wünsche der Musikschulen. 
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Seit Anfang 2006 haben wir im Vorstand des Landesmusikschulverbandes daran gearbei-

tet, diese Forderungen als Bestandteil eines erneuerten Musikschulgesetzes in eine sachli-

che Form zu bringen. Herr Werner und Herr Kuhnert haben als Vorstandsmitglieder ja auch 

an dieser Arbeit teilgenommen. Im Oktober 2006 schließlich gab es per Beschluss der ge-

samten Mitgliederversammlung des Musikschulverbandes den Auftrag an die Landtagsab-

geordneten Kuhnert, Werner und mich, uns dafür einzusetzen, dass das Musikschulgesetz 

in einigen Punkten novelliert werden kann.  

Erstens ging es um die Berücksichtigung von Angeboten in den Bereichen der bildenden 

und darstellenden Kunst. Es hat sich gezeigt, dass dieser Punkt unstrittig ist, dass es auch 

unproblematisch ist, da etwas zu verändern.  

Zweitens ging es um die Klärung des Verhältnisses von fest angestellten und Honorarkräf-

ten.  

Drittens ging es um die Qualitätssicherung über die Festschreibung eines bestimmten An-

teils von fest angestellten Lehrkräften an den Musikschulen. 50 % fest angestellte Lehrkräf-

te waren gewünscht. 30 % fest angestellte Lehrkräfte als Mindestforderung sind der Kom-

promiss, der in dem Papier, das vor ungefähr einem Jahr erarbeitet worden ist und nur in 

Kleinigkeiten verändert wurde, jetzt enthalten ist. Später kam noch der Vorschlag hinzu, be-

stehende Vereinsmusikschulen und Musikschulen im Aufbau im Interesse der Bestandssi-

cherung von einigen Regelungen auszunehmen. Auch das ist Bestandteil des Entwurfs, 

den wir Ihnen heute vorlegen.  

Ich hatte gehofft, dass wir den Text des Gesetzentwurfs mit einem fraktionsübergreifenden 

Antrag auf den Weg bringen könnten. Offensichtlich gab es da aber einige Kommunikati-

onsprobleme bei SPD und CDU. Das hat also nicht geklappt. Das bedauere ich sehr. Ich 

glaube, auch der Musikschulverband ist darüber nicht sehr erfreut.  

Wir schlagen deshalb vor, den vorliegenden Antrag zur weiteren Qualifizierung in den Aus-

schuss für Wissenschaft, Forschung und Kultur zu überweisen, damit wir in Kürze ein neu-

es, etwas verändertes, modernes Musikschulgesetz im Land Brandenburg haben.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der Fraktion DIE LINKE) 

 

28. Mai 2008 


